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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 78 Ausgegeben Danzig, den 20. Ottober 1923 


Inhalt. Geſetz betreffend Aenderung des Namens des Kreiſes Großer Werder (S. 1049). — Geſe betreffend 
Aenderung des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906/3. März 1923 in der Faſſung vom 10. Auguſt 1923 8 1050). — 
Geſetz betreffend Einführung des deutſchen Geſetzes zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungs⸗ 

geſetze vom 22. Juni 1923 (S. 1050) — Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung 
von Rentenempfängern aus der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung (S 1064). — Verordnung über die Gebühren 
der Gerichtsvollzieher (S. 1064). — Befauntiad ung über Aenderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingefchriebene 
Sendungen (S. 1065). — Berichtigung (S. 1065). 


An unſere Bezieher! 


Die anhaltende ſtarke Steigerung der Druck- uſw. Koſten zwingt uns, die Bezugspreiſe für 
die vom Senat herausgegebenen Blätter für den Monat Oktober 1923 nachträglich zu erhöhen 
Es ſind mithin für den Monat Oktober 1923 nachzuzahlen: 5 


1. für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig - . . 900 000 000 M, 
2. für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 600 000 000 M, 
3. für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II . . 1000 000 000 M. 


Es wird gebeten, die nachzuzahlenden Beträge umgehend durch anliegende Zahllarte auf 
das Poſtſchecktonto Nr. 405 der Freiſtadthauptlaſſe Danzig zu überweiſen. 


Danzig, den 17. Oktober 1923. 
Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 


492 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. Anderung des Namens des Kreiſes Großer Werder. Vom 26. 9. 1923. 
. 
Die Verordnung des Regierungspräſidenten und ſtellvertretenden Oberpräſidenten vom 22. Januar 
1920 über die Bildung des Kreiſes Großer Werder (Amtsblatt S. 41) wird dahin abgeändert, daß in 
der Überſchrift und in den 88 1 und 2 für die Bezeichnung „Großer Werder“ die Bezeichnung „Großes 
Werder“ geſetzt wird. 
82. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 26. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 10. 1928). 
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493 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
b A 8 3. Juni 1906 
etreffend Anderung des Zigarettenſtenergeſetzes vom 3. März 1923 in der Faſſung vom 
10. Auguſt 1923. Vom 11. 10. 1923. 
8 1. 
Der Artikel I Ziffer 2 k) des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Mears 1328 in der Faſſung vom 
10. Auguſt 1923 wird folgendermaßen abgeändert: 


Statt der Worte „für jede weiteren 50000 M das kg 40000 M für 1 kg“ iſt 
zu ſetzen: „für jede weiteren 50000 M das kg 20000 M für 1 kg“. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Zigarettenſteuergeſetz vom 10. Auguſt 1923 in Kraft. 
Danzig, den 11. Oktober 1923. a 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


494 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
8 Geſe tz 
betreffend Einführung des deutſchen Geſetzes zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und | 


anderer Verſorgungsgeſetze vom 22. Juni 1923, Reichsgeſetzblatt S. 513. Vom 3. 10. 1923. 
N 8 1. \ 
Das nachſtehend abgedruckte „Geſetz zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer 
Verſorgungsgeſetze vom 22. Juni 1923“ (Reichsgeſetzbl. S. 513) wird mit den ſich aus den nachſtehenden 
Vorſchriften ergebenden Anderungen mit rückwirkender Kraft vom 1. Januar 1923, hinſichtlich der Vor⸗ 
ſchriften über die Zuſatzrenten mit Wirkung vom 1. Juli 1923, entſprechend für das Gebiet der Freien 
5 be Stadt Danzig eingeführt. 9 2 
Kr ER 4 
= In Ziffer 19 und 31 des Abänderungsgeſetzes erhält Satz 4 folgende Faſſung: „Für die Ein 


ſtufung der Orte in die einzelnen Ortsklaſſen iſt das vom Senat für die Feſtſetzung der Militär⸗ 
verſorgungsgebührniſſe aufgeſtellte Ortsklaſſenverzeichnis maßgebend.“ 
8 8. 
Artikel III des Abänderungsgeſetzes fällt fort. 
a 8 4. 
In Artikel VIII des Abänderungsgeſetzes wird das Wort „Kriegsperſonenſchädengeſetz“ geſtrichen. 
8 5. 
In Artikel XII des Abänderungsgeſetzes werden die Worte „und das Kriegsperſonenſchädengeſetz 
vom 15. Juli 1922“ geſtrichen. 
Danzig, den 3. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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Geſetz 
zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungsgeſetze. Vom 22. 6. 1923. 


Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 
verkündet wird: Artikel 1 


Das Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſt⸗ 
beſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetz) vom 12. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 989) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 2 Abſ. 3 wird folgender Zuſatz angefügt: 

„Ein gleiches gilt in den Fällen, in denen Akten oder Teile dieſer ohne Verſchulden 
des Beſchädigten oder der Hinterbliebenen verloren gegangen ſind und nicht erſetzt werden 
können. Finden ſich die Akten wieder, ſo kann eine Nachprüfung der getroffenen Entſcheidung 
auf Grund der Akten erfolgen.“ 

2. Im 8 3 werden Nr. 3 und Nr. 6 folgendermaßen geändert: 

„3. Rente (88 24 bis 30), Pflegezulage ($ 31) und Zuſatzrente (88 87a bis 87h), 

6. Hinterbliebenenrente (88 36 bis 50) und Zuſatzrente (88 87a bis 87 h).“ 

3. a) Im 8 4 Abſ. 3 wird hinter dem Wort „Heilbehandlung“ eingefügt „ſowie Krankengeld 
und 5 
3. b) Dem 8 4 wird als Abſ. 4 folgende Vorſchrift angefügt: 

„Für Beſchädigte, die dauernder Pflege bedürfen, ohne daß die Vorausſetzungen des 
Abf. 1 gegeben find, kann das Reich die Koſten der Anſtaltpflege unter entſprechender Anz 
rechnung der Verſorgungsgebührniſſe übernehmen, wenn geeignete Pflege ſonſt nicht gewährt 
werden kann.“ 

c) Der bisherige Abſ. 4 des § 4 wird Abſ. 5. 

Im 8 7 Abſ. 4 erhält der letzte Halbſatz folgenden Wortlaut: 
„zum Unterhalte des Hundes werden monatlich in den Orten der Ortsklaſſe A 1000 Mark, 
in Orten der Ortsklaſſen B und C 900 Mark, in Orten der Ortsklaſſen D und E 800 Mark 
gewährt.“ 

Im 8 8 erhält Abſ. 4 folgenden Wortlaut: 

„Die Heilbehandlung wird jo lange fortgeſetzt, als fie eine Beſſerung des Geſundheits⸗ 
zuſtandes oder eine Steigerung der Erwerbsfähigkeit erwarten läßt oder beſondere Heil- 
maßnahmen zur Verhütung einer LTR oder zur Behebung körperlicher Beſchwerden 
erforderlich ſind.“ 

. $ 13 erhält folgenden Wortlaut: 

„Während der Heilanſtaltpflege wird die Rente weiter gezahlt. Bezieht ein Beſchädigter 
eine Rente für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um weniger als 80 vom Hundert der 
Vollrente, ſo wird während der Heilanſtaltpflege den Angehörigen, deren Ernährer er iſt, 
der Unterſchied zwiſchen ſeiner Rente und der Rente für eine Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit um 80 vom Hundert einſchließlich der Zulagen als Hausgeld gewährt, e me 
Einkommen des Beſchädigten durch die Erkrankung gemindert iſt. 

Auf das Hausgeld iſt ein aus einer Krankenkaſſe der Reichsverſicherung oder aus einer 
Knappſchaftskrankenkaſſe oder Erſatzkaſſe gewährtes Hausgeld oder Krankengeld anzurechnen. 

Ferner wird dem Beſchädigten im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente (§8 87 a 
bis 87 h) gewährt; außerdem kann ihm eine beſondere Unterſtützung bewilligt werden. 

Während einer Badekur können Hausgeld, Zuſatzrente und Unterſtützung nach den 
Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 gewährt werden.“ 

7. a) $ 14 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„Sind die Krankenkaſſen nicht nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet, 

Heilbehandlung und Krankengeld zu gewähren, ſo wird ihnen für ihre Aufwendungen bis 
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zum 1. April 1926 Erſatz geleiftet. Bei Heilanſtaltpflege beträgt der Erſatz bis zum 
1. April 1923 drei Viertel, ſodann zwei Drittel, bei ſonſtigen Heilbehandlungen bis zum 
1. April 1923 die Hälfte, ſodann ein Drittel des ſatzungsmäßigen Krankengeldes. Daneben 
wird der Aufwand für kleinere Heilmitel erſetzt. Die am 1. April 1923 und am 1. April 1926 
laufenden Heilbehandlungsfälle werden von dieſer Befriſtung nicht berührt.“ 
b) Im 8 14 Abſ. 2 ſind im letzten Satze hinter dem Worte „Kalenderjahre“ folgende Worte 
einzuſchalten: 
„jedenfalls aber bis zum 1. April 1926“. 
8. Im $ 22 wird hinter dem Worte „Unterbringung“ eingefügt „ſowie Erhaltung“. 
9. Hinter $ 23 wird als § 23 a folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
„§ 23 a. 
Die Fürſorgeſtellen ſind ermächtigt, mit den Krankenkaſſen Vereinbarungen über die 
Heilfürſorge für bedürftige nichtverſicherte Kriegshinterbliebene zu ſchließen. Der Vertrag 
bedarf der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts und der Hauptfürſorgeſtelle. In dem 
Vertrage kann vereinbart werden, daß die Krankenkaſſen gegen Erſatz der entſtandenen 
Koſten und eines entſprechenden Anteils an den Verwaltungskoſten Sachleiſtungen der 
Krankenverſicherung für erkrankte von den Fürſorgeſtellen überwieſene Hinterbliebene gewähren. 
In dieſe Vereinbarungen iſt die Heilbehandlung von Ehefrauen und anderen Perſonen 
einzubeziehen, die die unentgeltliche Wartung und Pflege von Pflegezulagenempfängern nicht 
nur vorübergehend übernommen und auf Grund anderer geſetzlicher Vorſchriften einen Anſpruch 
auf Heilbehandlung nicht haben.“ 
10. Im 8 24 und im $ 25 Abſ. 3 iſt die Zahl „15“ durch die Zahl „25“ zu erſetzen. 
11. Dem 8 24 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt: 
„Außerdem wird dem Beſchädigten im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente (88 87 a 
bis 87h) gewährt.“ 
12. Im 8 27 erhält der Abſ. 1 folgenden Wortlaut: 
„An Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage werden monatlich gewährt: 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 30 vom Hundert 600 Mark Grundrente, 
40 " n 800 1 


a 10 N und 200 Mark Schwerbeſchädigtenzulage, 

n 60 " * 1200 * n 77 300 77 * 

E RR „ „ 500 „ " 

** 80 * „* 1600 * ** " 800 „ " 

„ 90 1800 „ 1200 „ 

bei Erwerbsunfähigkeit 2000 Mark Grundrente und 2000 Mark Schwerbeſchädigten⸗ 
zulage.“ 


13. Im $ 28 Ab. 2 find am Schluſſe folgende Worte hinzuzufügen: 
„oder wenn er nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft einen ſolchen Beruf 
erreicht hat.“ 

14. Hinter $ 29 wird folgender $ 29a eingefügt: 

8 29a. | 
Dem verheirateten Beſchädigten, deſſen Erwerbsfähigkeit infolge Dienſtbeſchädigung um 

mindeſtens 50 vom Hundert gemindert iſt (Schwerbeſchädigten), wird eine Frauenzulage 
gewährt. Sie beträgt 10 vom Hundert der ihm nach den 88 27 und 28 zuſtehenden 
Gebührniſſe.“ 
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15. $ 30 erhält folgenden Wortlaut: ö 
„Für jedes eheliche Kind wird bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs dem Beſchädigtenten 


eine Kinderzulage in Höhe von 20 vom Hundert der nach den sg 2/ und 28 Yılrajenven 
Gebührniſſe gewährt. 
Den ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 
„die für ehelich erklärten Kinder, 
die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
. die Stiefkinder, 
„die Pflegekinder, wenn fie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung von 
dem Beſchädigten unentgeltlich unterhalten worden ſind, 
5. die unehelichen Kinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung 
erzeugt worden ſind und die Vaterſchaft des Beſchädigten glaubhaft gemacht iſt. 
| Für uneheliche Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, und für Stief⸗ und 
Pflegekinder wird die Kinderzulage nur gewährt, ſolange ſie von dem Beſchädigten unentgeltlich 
unterhalten werden. Die Kinderzulage für uneheliche Kinder wird auch auf Antrag des 
geſetzlichen Vertreters gewährt. 

Iſt ein Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahrs infolge körperlicher oder geiſtiger 
Gebrechen außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo wird die Kinderzulage gewährt, ſolange 
dieſer Zuſtand dauert und der Beſchädigte das Kind unentgeltlich unterhält. Hat das 
Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahrs die Berufsausbildung noch nicht beendet, ſo kann 
die Kinderzulage bis zum vollendeten 21. Jahre gewährt werden. 

Wenn für dasſelbe Kind mehrere Kinderzulagen nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, 
ſo wird nur die günſtigere Kinderzulage gewährt. Iſt der Betrag mehrerer Kinderzulagen 
gleich hoch oder ſorgt der Beſchädigte nicht für das Kind, ſo beſtimmt die Verſorgungsbehörde, 

an wen die Kinderzulage zu zahlen iſt.“ f 
16. § 31 erhält folgenden Wortlaut: ii 

„Solange der Beſchädigte infolge der Dienſtbeſchädigung ſo hilflos iſt, daß er nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege beſtehen kann, wird eine Pflegezulage von 4500 Mark 
monatlich gewährt; iſt die Geſundheitsſtörung fo ſchwer, daß ſie dauerndes Krankenlager oder 
außergewöhnliche Pflege erfordert, fo iſt dieſe Zulage je nach Lage des Falles auf 6000 Mark 
oder auf 7500 Mark zu erhöhen. 

Die Zahlung der Pflegezulage wird eingeſtellt, ſolange dem Verſorgungsberechtigten 
Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Krankenhaus) gewährt wird; ſie kann ganz oder 
teilweiſe eingeſtellt werden, ſolange Hauspflege gewährt wird.“ 

17. Im 8 32 Abſ. 1 werden die Worte „„ ber Ortszulage ($ 51) und der Teuerungszulage 
(8 87)“ geſtrichen. 
18. a) Hinter $ 33 Abſ. 1 Nr. 2 iſt als neuer Abſatz 2 folgende Vorſchrift aufzunehmen: 


— 9 1 - 


„Der Beamtenſchein iſt zu verſagen, wenn ein Schwerbeſchädigter infolge nachgewieſener 


Geiſteskrankheit, ſchweren Siechtums oder anderer ſchwerer Gebrechen eine Beamtenſtelle 
offenbar nicht wahrnehmen kann.“ N 
b) Der bisherige Abſ. 2 des § 33 wird Abſ. 3. 
19. a) 8 34 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: N 
„Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich nach dem Wohnort des Verſtorbenen. Es 


beträgt, wenn der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung iſt, 
für die Ortsklaſſe Ka 18 000 Mark, 
„ „S Ortsklaſſen B undd 16 500 „ 
* . 15 000 „ 
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ſonſt ein Drittel diefer Beträge. Für die Einftufung der Orte in die einzelnen Ortsklaſſen 
iſt das für die Beſoldung der Reichsbeamten geltende Ortsklaſſenverzeichnis maßgebend.“ 
b) 8 34 Abf. 5 erhält folgenden Wortlaut: 
„Überſteigt das Sterbegeld die Koſten der aus öffentlichen Mitteln erfolgten Beſtattung, 
fo ift der Überſchuß gemäß Abſ. 3 auszuzahlen.“ 
20. Dem ß 36 wird folgende Vorſchrift als Abf. 2 angefügt: 
„Außerdem wird den Hinterbliebenen im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente 
($ 87 a bis 87 h) gewährt.“ 
21. a) f 87 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Witwe erhält 50 vom Hundert, ſolange ſie für ein Kind ſorgt oder ſobald ſie 
das 45. Lebensjahr vollendet hat.“ 5 
b) Hinter Abſ. 2 des 8 37 wird als neuer Abſ. 3 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 


„„Die Witwe erhält 60 vom Hundert, ſolange fie erwerbsunfähig iſt, oder ſobald ſie 
das 50. Lebensjahr vollendet hat.“ 


c) Der bisherige Abſ. 3 des $ 37 wird Abſ. 4. 
d) Im $ 39 Abſ. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Stirbt innerhalb von zehn Jahren nach der Wiederverheiratung der Ehemann, ſo gelten die 
Vorſchriften über die Witwenbeihilfe (S 40) entſprechend.“ 
22. Im 8 40 Abſ. 2 werden die Worte „der Ortszulage ($ 51) und der Teuerungszulage (8 87) 
und, wenn die Witwe für Kinder ($ 41) zu ſorgen hat, den vollen Betrag dieſer Gebührniſſe“ geſtrichen. 
23. a) Im $ 41 Abſ. 2 erhalten Nr. 3 und 4 folgenden Wortlaut: 
„8. die Stiefkinder, 
4. die Pflegekinder, die der Verſtorbene bei ſeinem Tode mindeſtens ſeit der Einziehung 
zum Militärdienſt oder ſeit einem Jahre unentgeltlich unterhalten oder für die er Kinder⸗ 
zulage ($ 30) bezogen hat.“ 
b) Die bisherige Nr. 4 des 8 41 Abſ. 2 wird Nr. 5. 
e) Im 8 41 Abf. 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Hat das Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahrs die Berufsausbildung noch nicht 
beendet, ſo kann die Waiſenrente bis zum vollendeten 21. Jahre gewährt werden.“ 
d) Dem 8 41 wird folgender Abſ. 4 zugefügt: 
„Wenn für dieſelbe Waiſe mehrere Waiſenrenten nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, 
ſo wird nur die günſtigere Waiſenrente gewährt.“ 
24. 5 42 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Waiſenrente beträgt für jedes Kind, deſſen Vater oder Mutter noch lebt, 25 vom 
Hundert, für jedes Kind, deſſen Eltern nicht mehr leben, 40 vom Hundert der Vollrente 
des Verſtorbenen.“ 5 
25. Hinter 8 42 wird als neuer $ 42a eingefügt: | 
„Iſt der Tod nicht die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo kann den Kindern (8 4) 
eines Rentenempfängers im Falle der Bedürftigkeit eine Waiſenbeihilfe gewährt werden. 
Die Waiſenbeihilfe darf zwei Drittel der Waiſenrente (S 42) nicht überſteigen.“ 
26. § 45 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 5 
„Bebürftig iſt nur, wer erwerbsunfähig (8 37 Abſ. 4) iſt oder als Mutter das 50. Lebens⸗ 
jahr und als Vater das 60. Lebensjahr vollendet und keinen Unterhaltsanſpruch gegenüber 
Perſonen hat, die imſtande ſind, ausreichend für ihn zu ſorgen; außerdem darf das Ein- 
kommen der Eltern die Rente, die einem Beſchädigten bei Erwerbsunfähigkeit am Wohnſitze 
der Eltern nach 88 27, 51 und 87 zuſteht, das Einkommen eines Elternteils 60 vom Hundert 
dieſes Betrags nicht überſteigen. Hat eine erwerbsfähige Mutter noch für den Unterhalt und 
die Erziehung von Kindern zu ſorgen, fo wird fie der erwerbsunfähigen gleichgeſtellt.“ 


— 
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27. Im 8 46 werden die Zahlen „30“ und „20“% erſetzt durch die Zahlen „50“ und „30“. 
28. 847 Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: „Die Vorſchriften der 88 45 und 46 gelten entſprechend. 


29. Der 8 48 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Elternrente darf 70 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen nicht überſteigen.“ 


30. 8 49 erhält folgenden Zuſatz: 
„Iſt eine Elternrente wegen Wegfalls der Bedürftigkeit entzogen worden, ſo wird ſie 
beim Wiedereintritte der Bedürftigkeit auch nach Ablauf dieſer Friſt wieder gewährt.“ 
31. Im 8 51 werden die Abf. 1 bis 3 durch folgende Vorſchriſten erſetzt: 
„Hat ein Rentenempfänger ſeinen Wohnſitz im Deutſchen Reiche, jo erhält er zu feinen 
Verſorgungsgebührniſſen eine Ortszulage. 
Dieſe beträgt an einem Orte der Ortsklaſſe 


A 25 vom Hundert, D 14 vom Hundert, 
ir er B:10:7, 
C 18 „ 


der nach den 88 27 bis 30, 32, 37 bis 50 zu gewährenden Gebührniſſe. 
Für die Einſtufung der Orte in die einzelnen Ortsklaſſen iſt das für die Beſoldung 
der Reichsbeamten geltende Ortsklaſſenverzeichnis maßgebend. » 
32. Im 8 55 erhält Abſ. 2 folgenden Zuſatz: a 
„Die Zahlung der Kinderzulage beginnt unabhängig vom Zeitpunkt der Antragſtellung 
mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen erfüllt ſind.“ 
33. Dem 8 57 wird als Abf. 3 folgende Vorſchrift angefügt: 

f „Die Rente kann entzogen werden, wenn ein Rentenempfänger ohne triftigen Grund 
einer ſchriftlichen Aufforderung zum Erſcheinen zu einer ärztlichen Unterſuchung nicht nach⸗ 
kommt oder ſich weigert, die zur Durchführung des Verfahrens von ihm geforderten Angaben zu 
machen, obwohl er auf dieſe Folge ſchriftlich hingewieſen worden iſt. Die Rente iſt auf Antrag 
wieder zu gewähren, wenn der Rentenempfänger ſeine Weigerung aufgibt. Eine Nachzahlung 
für die Zeit der Entziehung, die mindeſtens einen Monat betragen ſoll, erfolgt jedoch nicht.“ 


84. Der 8 59 wird geſtrichen. 
35. a) $ 61 Abſ. 1 Nr. 5 wird durch folgenden Zuſatz ergänzt: 

„Die Unterhaltskoſten für den Blindenführerhund ($ 7 Abi. 4) ruhen jedoch nicht. 
Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere Hilfsmittel (8 5 Abſ. 1) werden weitergewährt 
und inſtandgeſetzt.“ ; 

b) Im 8 61 Abſ. 1 wird als Nr. 5 folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
„5. bei rechtskräftiger Verurteilung zu Zuchthausſtrafe wegen Hochverrats, Landesverrats, 
Kriegsverrats oder wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe;“ 
o) Die bisherige Nr. 5 des 8 61 wird Nr. 6. 
d) 8 61 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„In den Fällen der Nr. 3, 4, 5 un 


Verſorgungsberechtigte geweſen iſt, bei Bedürft 
teilweiſe überwieſen werden, ſoweit ſie nicht die Hälfte der Vollrente (5 29) und die nach der 


Vollrente bemeſſene Frauenzulage (5 29 a) und Kinderzulage ($ 30) mit der entſprechenden 
Ortszulage ($ 51) und Teuerungszulage ($ 87) überſteigen. Hat der Verſorgungsberechtigte 
eine Zuſatzrente (88 87 a bis 87 b) bezogen, ſo kann auch die Hälfte dieſer Zuſatzrente ſowie 
die ganze für die Kinder bewilligte Zusatzrente mit der entſprechenden Teuerungszulage an 
dieſe Angehörigen weitergezahlt werden. Werden die Rente und die Zuſatzrente nur für 
Kinder überwieſen, ſo dürfen dieſe nicht mehr erhalten, als wenn ſie Vollwaiſen wären.“ 


36. Der §.62 wird geſtrichen. 


d 6 können den Angehörigen, deren Ernährer der 
igkeit die Verſorgungsgebührniſſe ganz oder 
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37. a) Im $ 63 wird Abſ. 1 Nr. 1 geſtrichen. 

b) An Stelle der Vorſchriften im 8 63 Nr. 2, 3 und 4 tritt § 63 mit folgendem Wortlaut: 
Das Recht des Beſchädigten auf Verſorgungsgebührniſſe ruht: 

1. neben einer Unfallrente der Reichsunfallverſicherung in Höhe dieſer Rente, wenn beide 
Renten durch dieſelbe Geſundheitsſtörung bedingt ſind und die der Unfallrente zugrunde 
gelegte Minderung der Erwerbsfähigkeit bei Feſtſtellung der Minderung der Erwerbs— 
fähigkeit im Sinne dieſes Geſetzes in vollem Umfang einbezogen worden iſt; 

2. neben Verſorgungsgebührniſſen, die aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetze gezahlt 
werden, in Höhe dieſer Gebührniſſe; 

3. neben einer Penſion, die an einen penſionierten Beamten der Wehrmacht aus einem 
Beamtengeſetze gezahll wird, in Höhe dieſer Penſion; dies gilt nicht für die in den 88 96 
und 97 aufgeführten Perſonen.“ 

38. a) Im 8 64 Abf. 1 find an Stelle der Worte „Witwenrente und Waiſenrente“, „Witwen- und 
Waiſenrente“ und „Witwen- und Waiſengelde“ die Worte „Witwenrente oder Waiſenrente“, „Witwen⸗ 
oder Waiſenrente“ und „Witwen- oder Waiſengelde“ zu ſetzen. 

b) Abſ. 1 Nr. 1, Abſ. 2 und 3 des 8 64 ſind zu ſtreichen. 

39. § 66 Abf. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Fällt das Ereignis, welches das Wiederaufleben des Rechtes auf Verſorgungsgebührniſſe 
bedingt, auf den letzten Tag eines Monats, ſo hebt die Zahlung mit dem Beginne des 

nächſten Monats an.“ f 

40. a) Im 8 67 Abſ. 1 erhält der zweite Satz folgenden Wortlaut: 


„Der Reichsarbeitsminiſter beſtimmt im Einvern hmen mit dem Reichsminiſter der 


Finanzen, wie die Beträge abzurunden ſind.“ 
b) Im 8 67 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 hinter Abſ. 1 eingeſchaltet: 

„Wenn im Ausland zu zahlende Verſorgungsgebührniſſe dort für den Verſorgungs⸗ 
berechtigten keine nennenswerte wirtſchaftliche Bedeutung haben, kann die Auszahlung unter- 
bleiben, ſofern nicht ein Empfangsberechtigter im Inland benannt wird. Die Beträge ſind 
für die ſoziale Fürſorge im Ausland zu verwenden.“ 

c) Der bisherige Abſ. 2 des 8 67 wird Abſ. 3. 
41. 8 74 erhält folgenden Wortlaut: . 

„Die Kapitalabfindung kann für Beſchädigte zwei Drittel der gemäß 8s 27, 28 zu⸗ 
erkannten Rente und der Ortszulage, für Witwen zwei Drittel der gemäß § 37 Abſ. 1 
zuſtehenden Witwenrente und der Ortszulage umfaſſen, ſoweit dieſe Gebührniſſe vorausſichtlich 
dauernd zu zahlen bleiben. 

Die Abfindung kann auf einen Teilbetrag dieſer Gebührniſſe beſchränkt werden.“ 

42. a) 88 86 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: d 
„Unberührt bleiben jedoch die Anſprüche aus dem Reichshaftpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871 
GReichsgeſetzbl. S. 207).“ 8 
b) Im 886 Abſ. 2 iſt das Wort „ihnen“ am Anfang zu erſetzen durch die Worte „den Verſorgungs⸗ 
berechtigten“. 
43. Der 8 87 erhält folgenden Wortlaut: 

„Zur Anpaſſung der Verſorgungsgebührniſſe an die jeweilige Wirtſchaftslage wird eine 
Teuerungszulage zu den Verſorgungsgebührniſſen gewährt, deren Ausmaß fi nach den Ver— 
änderungen der Bezüge der Beamten richtet. Die Anpaſſung erfolgt gleichzeitig mit der 
Anderung für die Reichsbeamten. Der Reichsarbeitsminiſter ſetzt im Benehmen mit dem Reichs- 
miniſter der Finanzen den Hundertſatz feſt. 

Bei einer Anderung der Grundgehälter der Beamten hat der Reichsarbeitsminiſter im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen auch die Grundbeträge der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe entſprechend zu ändern.“ 
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44. Hinter § 87 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


Zuſatzrente. 
- 8 87 a. 

Zu der Beſchädigtenrente ($ 27), der Hinterbliebenenrente (88 37, 42, 46) und den in 
den 88 18, 32, 40, 42 a, 88 a und $ 95 Abſ. 5 genannten Gebührniſſen wird im Falle des 
Bedürfniſſes nach Maßgabe der 88 87 b und 87 eine Zuſatzrente gewährt. 

Keine Zuſatzrente erhalten: 

1. Beſchädigte, deren Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 vom Hundert gemindert iſt, 
2. Witwen, die eine Witwenrente von 30 vom Hundert der Vollrente beziehen. 
87 b. 

Die Zuſatzrente beträgt monatlich: 5 

für einen Schwerbeſchädigten bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


ne DU ben BO den un e 1000 Mark, 
ER, JJ 3000 „ 
) . ch R 5 000 „ 
für eine rentenberechtigte Witwe oder einen Empfänger von Witwerrente ($ 88a) 3000 „ 
für eine rentenberechtigte vaterloſe Wale . Mc 1000 „ 
für eine rentenberechtigte elternloſe Warte... 1500 „ 
Tv Bin MEERE dd ee RE 120 „ 
see.. 9 
für einen Empfänger von Hausgeld ( 1ca˖uyů.!jynʒ:ß:·:N cn nn nen 3000 „ 
für einen Empfänger von Übergangsgeld (8 3oꝛ:ꝛ:7ũ 3000 „ 
für eine Empfängerin von Witwenbeihilfe (8 4ho0⸗:; u)) 2000 „ 
für einen Empfänger von Waiſenbeihilfe (§ 42 yů· : - >: rc... 700 „ 
Außerdem erhalten Schwerbeſchädigte oder Hausgeldempfänger, wenn ſie für 
Kinder ſorgen, zu ihrer Zuſatzrente für jedes Kin 1000 „ 
§ 876. 


Die Zuſatzrente wird in vollem Betrage nur gewährt, wenn das regelmäßige Einkommen, 
das der Verſorgungsberechtigte neben den Verſorgungsgebührniſſen bezieht, folgende Höchſt⸗ 
grenze nicht überſteigt: 

a) bei einem Beſchädigten oder einem Empfänger von Übergangsgeld den Betrag der einem 
Beſchädigten bei Erwerbsunfähigkeit nach 88 27, 30, 51 und 87 zustehenden Rente, 

b) bei einer Witwe oder einem Witwer oder einer Waiſe den Betrag der einer erwerbs⸗ 
unfähigen Witwe nach SS 37 Abſ. 3, 51 und 87 zuſtehenden Rente ohne Ausgleichs- 
zulage. Die Einkommenshöchſtgrenze erhöht ſich bei einer Witwe oder einem Witwer 
mit Kindern für jede nicht voll im Erwerbsleben ſtehende Waiſe, für die ſie ſorgen, 
um 30 vom Hundert dieſes Betrags. 


\ Die Zuſatzrente wird nur zum halben Betrage gewährt, wenn das Einkommen die im 
Abſ. 1 angegebene Höchſtgrenze um nicht mehr als 50 vom Hundert überſteigt. 


Empfänger einer Elternrente erhalten ſtets eine Zuſatzrente, dieſe jedoch nur zum halben 
Betrage, wenn das Einkommen 60 vom Hundert der im 8 45 angegebenen Höchſtgrenzen 
überſteigt. a 

a 8 87 d. 

Verſorgungsberechtigten, die nach ihrer Arbeitsfähigkeit in der Lage ſind, einem Erwerbe 
nachzugehen, die Übernahme einer ihnen nachgewieſenen trotz ihres Leidens geeigneten Arbeit 
aber ablehnen oder ihren Arbeitsplatz wiederholt ohne berechtigten Grund verloren haben, 
kann die Zuſatzrente verſagt oder entzogen werden. 
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Die Zuſatzrente kann auf befonderen Antrag für einen Zeitraum von drei Monaten 
vor der Antragſtellung nachgezahlt werden. 

8 871. 

Die Zuſatzrenten werden den Veränderungen der Wirtſchaftslage in Anlehnung an die 
Teuerungsmaßnahmen für die Reichsbeamten durch den Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen angepaßt. 

8 87 g. 

Die Feſtſtellung und Auszahlung der Zuſatzrente liegt den Hauptfürſorgeſtellen und 
Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten ⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge ob, ſoweit nicht die 
Keichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats etwas anderes beſtimmt. 

Gegen die Entſcheidung der Fürſorgeſtelle kann Beſchwerde an die Hauptfürſorgeſtelle 
eingelegt werden. Dieſe entſcheidet endgültig; das Spruchverfahren iſt ausgeſchloſſen. 

$ 87 h. 

Für Rentenempfänger, die ihren Wohnſitz im Ausland haben, und für die durch den 
Friedensvertrag abgetretenen Gebiete ſowie für das Saargebiet gelten die Vorſchriften über 
die Zuſatzrente (88 87 a bis 87g) nur, inſoweit die Reichsregierung eine entſprechende An⸗ 
ordnung oder Vereinbarung trifft.“ 

45. Hinter $ 88 wird folgende Vorſchrift als § 88 a eingefügt: 

50 „Der Witwer einer unter $ 88 fallenden Beſchädigten erhält eine Witwerrente auf die 
Dauer der Bedürftigkeit, wenn die infolge der Beſchädigung verſtorbene Ehefrau wegen der 
Erwerbsunfähigkeit ihres Ehemanns ſeinen Lebensunterhalt weſentlich aus ihrem Arbeits⸗ 
verdienſte beſtritten hat. 

Für die Feſtſtellung der Erwerbsunfähigkeit des Witwers gelten die Vorſchriften des 
8 37 Abſ. 4 entſprechend. 

Die Witwerrente beträgt 60 vom Hundert der Vollrente, die der Verſtorbenen im 
Falle der Erwerbsunfähigkeit bei Lebzeiten zuſtehen würde. Hierzu wird die Ortszulage 
(S 51), die Teuerungszulage ($ 87) und nach Maßgabe der 88 87 a bis 87h die Zuſatzrente 
gewährt.“ 

46. a) Im 8 89 tritt im erſten Satze in der Klammer an Stelle des Wortes „Penſionen“ das 
Wort „Invalidenpenſionen“, die Worte „Witwen- oder Waiſengeld“ werden erſetzt durch die Worte 
„Kriegswitwen⸗ oder Kriegswaiſengeld“ und das Wort „uſw.“ wird geſtrichen. 

b) Als Abſ. 2 wird dem $ 89 folgende Vorſchriſt hinzugefügt: 

„Die Penſionen der ehemaligen Offiziere des Friedensſtandes, Deckoffiziere der Marine 
und Beamten der Wehrmacht werden durch die Vorſchrift des Abſ. 1 nicht berührt.“ 

47. Im 8 92 erhält der Abf. 1 folgenden Wortlaut: 

„Für die Zeit vom 1. April 1920 bis einſchließlich 31. Dezember 1922 gilt das Geſetz 
in der Faſſung vom 12. Mai 1920, mit Wirkung vom 1. Januar 1923 in vorſtehender 
Faſſung.“ 

48. Dem 8 93 iſt als Abſ. 2 folgende Vorſchrift anzufügen: 

„§ 57 Abſ. 3 gilt entſprechend.“ 
49. a) Im 8 94 wird hinter Abſ. 3 als neuer Abſ. 4 folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
„Sofern für einen Beſchädigten, deſſen Verſorgungsanſpruch ſich auf eine nach dem 
31. Juli 1914 beendete Dienſtleiſtung gründet, für eine nach dem 31. März 1920 liegende 
Zeit eine Teilrente von 10 vom Hundert feſtgeſtellt iſt, kommt dieſe mit dem 31. Dezember 
1923 in Wegfall.“ 
b) Die bisherigen Abſ. 4 und 5 im 8 94 werden Abſ. 5 und 6, 
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50. Hinter 8 94 iſt als § 94 a folgende Vorſchrift einzuſchalten: — 
„Beſchädigten, die im Dezember 1922 eine Rente von 20 vom Hundert nach den Be 
Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes bezogen haben, werden die bisher nach dem 
Reichsverſorgungsgeſetze zu zahlenden Gebührniſſe bis zum 31. Juli 1923 weitergezahlt. Mit 
dem 1. Juli 1923 wird an Stelle dieſer Gebührniſſe von Amts wegen eine einmalige a 
Abfindung gewährt. Dieſe beträgt 600 000 Mark. Sie erhöht ſich für jedes verſorgungs⸗ > 
berechtigte Kind um 10 vom Hundert. Die Abfindung wird auch dann gewährt, wenn im 25 
Dezember 1922 die Rente von 20 vom Hundert ganz oder zum Teil geruht hat. 
Beſchädigte, die eine Rente von mehr als 20 vom Hundert nach den Vorſchriften des 
Reichsverſorgungsgeſetzes beziehen und bei denen nach dem Inkrafttreten dieſes Abänderungs⸗ 
geſetzes eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um weniger als 25 vom Hundert feſtgeſtellt 
wird, erhalten die gleiche Abfindung (Abſ. 1); jedoch wird die Abfindungsſumme für jeden 
ſeit dem 1. Juli 1923 verfloſſenen vollen Monat um 16 000 Mark gekürzt. 
Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten entſprechend, wenn ein Verſorgungsanſpruch 
vor dem 1. Januar 1923 angemeldet, aber erſt nach dieſem Zeitpunkt für eine vor dem 
1. Januar 1923 liegende Zeit anerkannt oder für einen Beſchädigten nach dem 31. Dezember 
| 1922 eine Rente von 20 vom Hundert nach dem Reichsverſorgungsgeſetze feſtgeſtellt worden ift. 
| Nach Zahlung der Abfindungsſumme entſteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. Bis zum 30. Juni 1926 iſt aber die neu feſtgeſtellte 
Rente nur zu zahlen, ſoweit fie den Betrag von monatlich 16 000 Mark zuzüglich eines 
Zuſchlags von 10 vom Hundert für jedes verſorgungsberechtigte Kind, das bei der Bemeſſung 
der Abfindungsſumme berückſichtigt worden iſt, überſteigt. 
51. Der 8 95 erhält folgenden Wortlaut: 


1 95. 

Die Verſorgung der zu den Löhnungsempfängern gehörenden Kapitulanten, die ſeit 
dem 1. Auguſt 1914 aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchieden ſind, wird, ſoweit nicht 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes eine günſtigere Verſorgung zu gewähren iſt, nach dem 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 feſtgeſtellt. Hierbei treten an Stelle der 
im § 9 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten Beträge der Vollrente für Feldwebel 
3500 Mark, für Sergeanten 3200 Mark, für Unteroffiziere 2900 Mark, für Gemeine 
2600 Mark monatlich. 

Sind Löhnung oder Gehalt empfangende Kapitulanten, denen eine Dienſtzeitrente nach 
§ 1 Abſ. 3 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes zuſteht, ſeit dem 1. Auguſt 1914 im aktiven 
Militärdienſt wieder verwendet worden, ſo erhöht ſich ihre Rente mit jedem weiteren Dienſt⸗ 
jahr um drei Hundertſtel der Vollrente (Abſ. 1) bis auf ihren vollen Betrag. 

Zu der nach Abſ. 1 zuſtehenden Rente werden in ſinngemäßer Anwendung der 88 20 4 
und 30 die Frauenzulage und die Kinderzulage gewährt. 
| Außerdem erhalten die Kapitulanten zu der nach Abſ. 1 und 3 berechneten Rente die 
Teuerungszulage nach $ 87. 


Ferner wird ihnen auf Antrag die Zuſatzrente in Höhe des Satzes für einen Empfänger 
| von Übergangsgeld nach Maßgabe der 88 87a bis 87h gewährt.“ 
52. Im 8 96 Abſ. 3, im $ 97 Ab. 3 und im 8 98 Abſ. 3 find die Worte „§ 94 Abſ. 5“ zu 


erſetzen durch die Worte „§ 94 Abſ. 6“. 
53. Im 8 99 erhält Abſ. 4 folgenden Wortlaut: 

„Die nach Abſ. 1 bis 3 zugelaſſene Wahl iſt endgültig. Wenn die für die Wahl maß⸗ 
gebenden Verhältniſſe ſich weſentlich geändert haben, kann die Verſorgungsbehörde die Wahl 
bis zum 31. März 1924 erneut zulaſſen. Im übrigen hat der Verſorgungsberechtigte jeder⸗ 
zeit das Recht, wenn er auf die ihm infolge Dienſtbeſchädigung zuſtehende Verſorgung 
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verzichtet, die Gebührniſſe zu beziehen, die er auf Grund ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften 
ohne Rückſicht auf Dienſtbeſchädigung beanſpruchen kann.“ 
54. § 100 erhält folgenden Wortlaut: 

„Hinterbliebene von Verſtorbenen, deren Dienſtleiſtung nach dem 31. Juli 1914 und 
vor dem 1. Januar 1921 beendet worden iſt, haben Anſpruch auf Verſorgung nach den 
früheren Geſetzen, wenn dieſe für ſie günſtiger iſt. Bei der Prüfung, welche Verſorgung 
günſtiger ift, ift ein Ruhen der Rente nach $ 61 Abſ. 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 nicht zu 
berückſichtigen.“ 

55. a) § 101 iſt durch folgenden Zuſatz zu ergänzen: 

„Dieſe Friſten ſowie die im $ 99 Abſ. 2 und 3 für die Ausübung der Wahl vor- 
geſehenen Friſten laufen jedoch früheſtens mit dem 31. März 1924, die Friſten für den 
Anſpruch auf Elternrente früheſtens mit dem 31. März 1926 ab.“ 8 

b) Dem 8 101 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt: 

„Soweit durch das Geſetz zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer 
Verſorgungsgeſetze neue Verſorgungsrechte eingeräumt werden, beginnt der Lauf der Friſten 
früheſtens mit dem 1. Januar 1923. Die hiernach zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe können 
rückwirkend vom 1. Januar 1923 ab gewährt werden, wenn der Antrag vor dem 1. April 
1924 geſtellt worden iſt. 

56. Hinter § 102 iſt folgende Vorſchrift als $ 102 a einzuſchalten: 

„Sofern in einzelnen Fällen aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ſich 
ergeben, kann der Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen einen Ausgleich gewähren.“ 


8 Artikel II. 

(Das Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 
Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 18. Juli 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 953) 
wird wie folgt geändert: 

1. Im $ 1 erhält der Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

„Die Verſorgungsbehörde kann bis zum 31. März 1924 auf Antrag die Verſorgung 
nach dieſem Geſetz erneut zulaſſen, wenn die Verhältniſſe, die für die Wahl der Verſorgung 
nach den bisher geltenden Geſetzen maßgebend geweſen ſind, ſich weſentlich geändert haben.“ 

2. Der 8 8 erhält folgenden Wortlaut: 3 8 


Für die im § 1 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten Kapitulanten 
(Löhnung⸗ und Gehaltempfänger) und die nach den Vorſchriften des Militärpenſionsgeſetzes 
vom 27. Juni 1871 oder den Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 6. Juli 1865 oder 
den entſprechenden Vorſchriften anderer Militärverſorgungsgeſetze auf Grund von mindeſtens 
achtjähriger Dienſtzeit unabhängig von Dienſtbeſchädigung verſorgten Militärperſonen der 
Unterklaſſen, die vor dem 1. Auguſt 1914 aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchieden und 
nicht nach dem Reichsverſorgungsgeſetze zu verſorgen ſind, gelten die Vorſchriften des §8 95 
Abſ. 1 und 3 bis 5 des Reichsverſorgungsgeſetzes. 

Die nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 18 Jahren auf Grund des 8 1 Abſ. 3 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes verſorgten Kapitulanten einſchließlich der ſeit 1. Auguſt 1914 
ausgeſchiedenen, nicht nach dem Wehrmachtverſorgungsgeſetze zu verſorgenden Kapitulanten 

\ (§ 95 des Reichsverſorgungsgeſetzes) und die unabhängig von Dienſtbeſchädigung nach 
mindeſtens achtzehnjähriger Dienſtzeit auf Grund der früheren Geſetze verſorgten Militär⸗ 
perſonen der Unterklaſſen haben Anſpruch auf die nach den Vorſchriften des S 11 des Mann⸗ 
ſchaftsverſorgungsgeſetzes berechneten Renten. An Stelle der Vollrente des Mannſchafts⸗ 
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verſorgungsgeſetzes tritt hierbei die Vollrente des Reichsverſorgungsgeſetzes (§ 29), zu dieſer 
Rente wird die Frauenzulage ($ 29 a), Kinderzulage ($ 30), Ortszulage ($ 51) und Teue⸗ 
rungszulage (8 87) und auf Antrag Zuſatzrente in Höhe des Satzes für einen Empfänger 
von Übergangsgeld nach Maßgabe der SS 87 a bis 87h gewährt. Sind dieſe Perſonen ſeit 
1. Auguſt 1914 im aktiven Militärdienſt wieder verwendet worden, ſo erhöht ſich ihre Rente 
mit jedem weiteren Dienſtjahr um drei Hundertſtel dieſer Vollrente bis auf ihren vollen 
Betrag. 

Die Gehalt empfangenden Kapitulanten, die bisher nach 8 90 des Militärverſorgungs⸗ 
geſetzes vom 27. Juni 1871 oder nach $ 10 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 
31. Mai 1906 verſorgt wurden, werden, ſofern ſie mindeſtens 18 Jahre gedient haben, vom 
1. Januar 1923 ab ſo verſorgt, als wenn ſie beim Ausſcheiden aus der Wehrmacht Reichs⸗ 


einen penſionsfähigen Zuſchuß zu der Friedenslöhnung erhielten, wenn ſie 25 Dienſt⸗ 
jahre haben. 

Für alle auf Grund der Abſ. 1 und 2 und auf Grund des 8 95 des Reichsverſorgungs— 
geſetzes verſorgten Perſonen gelten hinſichtlich des Ruhens die Vorſchriften des 8 36 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes, jedoch wird die im § 36 Nr. 3% vorgeſehene Einkommens⸗ 
grenze von 2000 Mark auf 20000 Mark monatlich, die im § 36 Nr. 4 vorgeſehene Ein- 
kommensgrenze von 2000 Mark auf 15000 Mark monatlich erhöht. 

Die Abſ. 1 bis 4 gelten auch für die Gehalt empfangenden Kapitulanten, die auf 

Grund des § 99 des Reichsverſorgungsgeſetzes Verſorgung nach den vor dem Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz erlaſſenen Geſetzesvorſchriften gewählt haben. 

Für die Hinterbliebenen der im Abſ. 2 genannten Kapitulanten und für die Hinter⸗ 
bliebenen der während der Zugehörigkeit zur Wehrmacht nach zehnjähriger Dienſtzeit ge⸗ 
ſtorbenen Militärperſonen der Unterklaſſen wird Verſorgung nach den Vorſchriften der 88 36 
bis 39 und 41 bis 42 des Reichsverſorgungsgeſetzes gewährt, ohne daß der Nachweis eines 
urſächlichen Zuſammenhanges des Todes mit einer Dienſtbeſchädigung geführt werdeu braucht. 

Die Hinterbliebenen der im Abſ. 3 genannten Kapitulanten werden vom 1. Januar 
1923 ab ſo verſorgt, als wenn der Verſtorbene bei der Beendigung ſeiner Dienſtzeit in der 
Wehrmacht Reichsbeamter geweſen wäre. 

Für das Ruhen der Hinterbliebenenbezüge, die auf Grund des Abſ. 6 gewährt werden, 

ERS gilt das Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 214).“ 
Artikel III. 
Das Geſetz über den Erſatz der durch den Krieg verurſachten Perſonenſchäden (Kriegsperſonen⸗ 
1 ſchädengeſetz) vom 15. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 620) wird wie folgt geändert: 
1. a) Im 8 7 Abſ. 2 find die Worte „§ 37 Abſ. 3“ zu erſetzen durch die Worte 
„§ 37 Abſ. 4“. 
b) Im 8 7 Abſ. 3 iſt an Stelle der Zahl „50“ die Zahl „60“ zu ſetzen. 
2. Im § 8 Abſ. 2 werden die Zahlen „15“ und „25“ erſetzt durch die Zahlen „25“ 
und „40“. 
3. Im 8 9 Abſ. 2 iſt hinter „(§ 33)“ ein Komma zu ſetzen, das Wort „und“ zu 
ſtreichen; hinter 8 „(40)“ find die Worte „und die Waiſenbeihilfe“ einzuſchalten. 
4. § 11 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: „; te ſoll jedoch nicht vor dem 30. September 
1923 ablaufen“. ; 
Artikel IV. : 


Das Geſetz über die Penſionierung der Offiziere leinſchließlich Sanitätsoffiziere) des Reichs⸗ 


vn der Marine und der Schutztruppen vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 565) wird wie folgt 
geändert: f 


beamte geweſen wären. Das gleiche gilt für die Löhnung empfangenden Kapitulanten, die 


S 
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1. Im 8 11 Abſ. 2 find die Worte „jährlich je 900 Mark“ und „jährlich 1800 Mark“ 
zu erſetzen durch die Worte „je 300 Mark monatlich“ und „3000 Mark monatlich“. 
2. Im $ 11 Abf. 3 erſter Satz iſt die Zahl „900“ zu erſetzen durch die Zahl „300“. 
3. Im § 11 Abſ. 4 letzter Satz find die Worte „1800 Mark jährlich“ zu erſetzen durch 
die Worte „3000 Mark monatlich“. 
4. Im 8 11 find als neue Abſ. 5 und 6 folgende Vorſchriften aufzunehmen: 
„Zu der Verſtümmelungszulage wird der Teuerungszuſchlag ſo gewährt, als wenn 
ſie ein Teil des Ruhegehalts wäre. a 
Ergeben ſich beim Zuſammentreffen mehrerer Verſtümmelungszulagen Härten, 
fo können die Verſtümmelungszulagen insgeſamt auf 3000 Mark erhöht werden“. 
5. a) Im 8 32 Abſ. 8 find die Worte „jährlich je 324 Mark“ zu erſetzen durch die 
Worte „je 200 Mark monatlich“. 
b) Abſ. 8 des 8 32 erhält folgenden Zuſatz: 
„Zu der Verſtümmelungszulage wird der Teuerungszuſchlag ſo gewährt, als wenn 
ſie ein Teil des Ruhegehalts wäre“. 
5 Artikel V. 
Witwen von Berufsofftzieren oder Beamten der Wehrmacht, die Kriegswitwengeld oder eine 


dieſem gleich zu achtende Verſorgung beziehen, erhalten an Stelle der Kriegsverſorgung zu dem ihnen 
zuſtehenden Witwengeld einen Zuſchlag von monatlich 1200 Mark; die Waiſen von Berufsoffizieren 


oder Beamten der Wehrmacht, die ein Kriegswaiſengeld beziehen, erhalten an Stelle der Kriegs 


verſorgung zu dem ihnen zuſtehenden Waiſengeld einen Zuſchlag von monatlich 300 Mark. Zu dieſen 
Zuschlägen wird der Teuerungszuſchlag jo gewährt, als wenn der Zuſchlag ein Teil des Witwen⸗ oder 
Waiſengeldes wäre. 
ER Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Deutſchen erhält die Witwe an Stelle des Zu⸗ 
ſchlags eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrags des von ihr zuletzt bezogenen Zuſchlags. 
Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Ausländer oder Staatenloſen erliſcht der Zuſchlag; 
doch können die Vorſchriften des Abſ. 2 Anwendung finden. 


Artikel VI. - 

Die Empfänger einer Kriegszulage (Verwundungszulage 8 12 des Geſetzes von 1865, 
Penſionszulage $ 71 des Geſetzes von 1871, Rentenerhöhung $ 57 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 
von 1906, Penſionserhöhung 8 49 des Offizierpenſionsgeſetzes von 1906), Tropenzulage, Luftdienſt⸗ 
zulage, eines Penſionszuſchlags für Kampfteilnehmer (Verfügung des früheren Preußiſchen Kriegs- 
miniſteriums vom 31. Juli 1918), einer Dienſtzulage 8 74 des Geſetzes von 1871, einer Anſtellungs⸗ 
entſchädigung 8 11 des Geſetzes von 1874, einer Zulage für Nichtbenutzung des Zivilverſorgungsſcheins 
- (Benfionszulage § 14 des Geſetzes von 1865) und einer Zivilverſorgungsentſchädigung (88 19, 20 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes von 1906) erhalten, wenn fie dies bis 31. Oktober 1923 beantragen, an 
Stelle dieſer laufenden Bezüge eine einmalige Abfindung. 

Dieſe beträgt bis zu einem Jahresbetrage der zahlbaren laufenden Bezüge: 


von 800 Mark einſchließlihghhghůh e 80 000 Mark, 
„ 1200 „ FFF. 120 000 „ 
„ 1000 3 3 160 000 „ 


: „ 2000 „ VVV 200 000 „ 

Überſteigen dieſe Bezüge den Betrag von 2000 Mark, jo erhöht ſich die Abfindung für jede 
weiteren 1000 Mark um je 40000 Mark. a 5 
a Im Falle der Abfindung werden die laufenden Bezüge nur noch bis Ende Oktober 1923 
weitergezahlt. 
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Wird die Abfindung nicht beantragt, fo werden die bisherigen Bezüge in ihrer gegenwärtigen 
Höhe in Jahresbeträgen im voraus gezahlt. a 

Das gleiche gilt für diejenigen Ehrenzulagen, die den Inhabern militäriſcher Orden und Ehren⸗ 

zeichen aus dem allgemeinen Penſionsfonds gezahlt werden. 
Artikel VII. 

Die durch dieſes Geſetz herbeigeführten Anderungen des Reichsverſorgungsgeſetzes gelten auch, 

ſoweit andere Verſorgungsgeſetze das Reichsverſorgungsgeſetz für anwendbar erklären. 
Artikel VIII. 

Soweit ſich die erſte Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe nach dieſem Geſetz auf eine Um⸗ 
rechnung der nach dem Reichsverſorgungsgeſetz, Altrentnergeſetz, Kriegsperſonenſchädengeſetz oder Offizier 
penſtonsgeſetz bereits feſtgeſtellten Gebührniſſe beſchränkt, iſt ein Rechtsmittel ausgeſchloſſen. 

Der Reichsarbeitsminiſter iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
für die Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe nach dieſem Geſetze Vereinfachungen eintreten zu laſſen. 
Artikel IX. 

Das Geſetz über Teuerungsmaßnahmen für Militärrentner vom 21. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 650) tritt am 30. Juni 1923 außer Kraft. Die nach dem genannten Geſetze zu gewährenden Teue⸗ 
rungszuſchüſſe werden bis einſchließlich Juni 1923 weitergezahlt. Die nach dem bisher geltenden Rechte 
zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe ſind ſo lange weiter zu gewähren, bis die neuen Gebührniſſe feſt⸗ 
geſtellt find. Nach dem 31. Dezember 1922 gezahlte Verſorgungsgebührniſſe gelten als Vorſchüſſe auf 
die neuen Gebührniſſe. Sind dieſe niedriger als die für den entſprechenden Zeitraum bereits gewährten 
Verſorgungsgebührniſſe, ſo verbleibt der Mehrbetrag dem Verſorgungsberechtigten. 

Artikel X. : 

In den Fällen, in denen nach den Verſorgungsgeſetzen die jeweils günftigere Verſorgung zu ge⸗ 
währen iſt, wird von Amts wegen eine erneute Prüfung nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach Zu⸗ 
ſtellung des letzten Beſcheids vorgenommen; im übrigen erfolgt eine neue Feſtſtellung der günſtigeren 
Verſorgung nur auf Antrag. 

Artikel XI. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1923, hinſichtlich der Vorſchriſten über die Zuſatzrenten 

($ 87 a bis 8 87 h des Reichsverſorgungsgeſetzes) mit 1. Juli 1923 in Kraft. 
Artikel XII. 

Der Reichsarbeitsminiſter wird ermächtigt, das Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920, das 
Altrentnergeſetz vom 18. Juli 1921 und das Kriegsperſonenſchädengeſetz vom 15. Juli 1922 in der neuen 
Faſſung durch das Reichsgeſetzblatt bekanntzumachen. 

Er hat ferner im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzeu die Grundbeträge der 
im Artikel II, IV und V genannten laufenden Bezüge und Einkommensgrenzen entſprechend zu ändern, 
wenn eine Anderung der Grundgehälter eintritt. 

Berlin, den 22. Juni 1923. 
Der Reichspräſident. 
Ebert. 
Der Reichsarbeitsminiſter. 
Dr. Brauns. 
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495 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


zur Abänderung des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Nentenempfängern 
ans der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. Vom 12. 10. 1923. 
Artikel J. 

Der § 1 des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der 
Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. September 1922 
Geſetzbl. S. 433) erhält folgende Faſſung: 

Die Gemeinden ſind verpflichtet, Empfängern von Renten aus der Invalidenverficherung 
und der Angeſtelltenverſicherung, Empfängern von Invaliden-, Witwen und Waiſenunter⸗ 
ſtützung (Invaliden, Witwen und Waiſen von Arbeitern und Angeſtellten ehemaliger Staats— 
und Reichsbetriebe) und hilfsbedürftigen Zivilblinden mit Danziger Staatsangehörigkeit auf 
Antrag eine Unterſtützung nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften zu gewähren: 


Artikel J“. 
8 2 des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen pp. in der Faſſung der Verordnung vom 29. 8. 23 
(Geſetzbl. S. 906) erhält folgenden Zuſatz: 
Zivilblinde find den Empfängern einer Rente aus der Invaliden- und Angeſtellten⸗ 
verſicherung gleichgeſtellt. 
Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. September 1923 in Kraft. 
Danzig, den 12. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


496 Verordnung 
über die Gebühren der Gerichtsvollzieher. Vom 13. 10. 1923. 


Auf Grund des Artikel III Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung der Gebührenordnung für Gerichts- 
vollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung vom 14. Juni 1923 — Geſetzblatt Seite 681 — wird 
verordnet, was folgt: A 

rtikel J. 


Die Sätze der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher (Bekanntmachung vom 14. Juni 1923, 
Geſetzblatt S. 681) werden dahin geändert: 

1. Die in dem $ 2 Abſ. 1, 3, 5, 6, dem § 5 Abſ. 1, dem § 7 Abſ. 2 bis 4, dem 8 8 Abſ. 1, 
dem 8 10 Abſ. 1 und den 88 11, 12 beſtimmten Gebührenſätze, ferner die in dem 8 3 Abſ. 3, 
dem 8 7 Abſ. 1 und dem § 13 beſtimmten Mindeſtbeträge ſowie der im 8 3 Abſ. 4 beſtimmte 
Höchſtbetrag erhöhen ſich auf das Dreihundertfache. 

2. Die Pfändungsgebühr ($ 3) beträgt von dem auf die nächſthöheren 1 Million Mark ab⸗ 
gerundeten Betrage der beizutreibenden Forderung 


bis zu 100 Millionen Mark 4 vom Hundert, 
darüber hinaus bis zu 500. Millionen Mark.. 2 „ x 
* * ” ” 1500 ** * ee 1 * * 


3. Die Verſteigerungsgebühr (8 7) beträgt von dem Betrage des erzielten Erlöſes 


bis zu 1 Million Markt 10 vom Hundert, 

darüber hinaus bis zu 10 Millionen Mart. 5 „ 5 

1 1 77 ” 50 17 * ä 3 n * 

\ " 2 ” * 150 " „* 2 7 * 
Fw... 1 


4. Im Falle des 8 13 erhält der Gerichtsvollzieher unbeſchadet einer weiteren Gebühr gemäß 
8 6 Abſ. 2, 8 7 Abſ. 3 oder § 12 Abſ. 3, ein Viertel der Gebühr des 8 3. 
5. Ergeben ſich bei den in den §s 7 und 13 beſtimmten Gebühren nicht mit 1000 teilbare 
Markbeträge, jo find dieſe auf den nächſthöheren mit 1000 teilbaren Markbetrag abzurunden. 
Artikel II. 
| Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Artikel IV des Geſetzes zur Anderung der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 
6. Juni 1923 — Geſetzblatt Seite 668 — findet entſprechende Anwendung. d 


Danzig, den 13. Oktober 1923. 


N Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


497 Bekanntmachung 

über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen. Vom 16. 10. 1923. 
Auf Grund des 8 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 

(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 


8 1. 8 . 

Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf ſechsunddreißig Millionen Mark für jedes Pfund (500 g) der 
ganzen Sendung erhöht. 


— —¾—¾ 


a 
Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf zweihundert⸗ 


fünfzig Millionen Mark erhöht. 85 ; 


| Dieſe Bekanntmachung tritt vom 8. Oktober 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
. worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 
N Danzig, den 16. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
\ Zander. 


498 Berichtigung. 8 n 
In der Ausführungsverordnung zum Geſetz betreffend Abänderung der Gewerbeordnung vom 
17. Auguſt 1923 vom 21. September 1923 „Geſetzbl. Nr. 72 vom 27. 9. 1923 Seite 982) iſt unter 
Ziffer 5 Abſatz 5 folgender Irrtum vorgekommen: Es muß ſtatt „von außen ſichtbarer“ heißen: „von 
außen nicht ſichtbarer“. 
Danzig, den 13. Oktober 1923. f 
Der Senat, Abtl. für Handel und Gewerbe. 


— — > 


| Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


